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Drucksache Nr. 853 


Änderungsantrag 

der Fraktion der KPD 

zur Zweiten und Dritten Beratung des von der 
Fraktion der FDP beantragten Entwurfs eines 
Gesetzes zur Änderung des Soforthilfegesetzes 

- Nr, 798 neu, 261 der Drucksachen - 


Der Bundestag wolle beschließen: 

§ 36 Absatz 4 des Soforthilfegesetzes vom 8. August 1949 
erhalt folgende Fassung: 

„(4) Anspruchsberechtigte auf Unterhaltshilfe, die von der öffent- 
lichen Fürsorge unterstützt werden oder die eine Rente, 
eine Pension oder ein Ruhegeld beziehen, erhalten die 
ihnen zustehenden vollen Leistungen. Eine Anrechnung 
ihrer Renten- und Pensionsbezüge sowie des Ruhegeldes 
findet nur dann statt, wenn diese Bezüge den Betrag von 
DM 160. — monatlich übersteigen.” 


Bonn, den 25. April 1950 


Renner und Fraktion 
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